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PRAAMBEL 2. MaR der baulichen Nutzung (gemét § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie 9. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von ochspannungsfreileitung

Rechtliche Grundlage fiir die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 152 "Ehemaliges Eisenwerk"
in Lendringsen bilden der § 7 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW)
vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666, SGV. NW. 2023), zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes
zur Starkung der regionalen und interkommunalen Zusammenarbeit der Stadte, Gemeinden und
Kreise in Nordrhein-Westfalen vom 03.02.2004 (GV NRW S. 96 ff), in der zum Zeitpunkt des
Satzungsbeschlusses geltenden Fassung, die §§ 2 und 10 BauGB in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.9.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Gesetz vom 21.6.2005 (BGBI.
1'S. 1818) m.W.v. 1.7.2005, in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung
i.V.m. der Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (BauNVO) in der Neufassung
der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI.S. 133), zuletzt gedndert am 22.04.1993

(BGBI. | S. 466) in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung sowie i.V.m.
§ 86 der Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen Landesbauordnung - (BauO NW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 01. Marz 2000 (GV NRW S. 256/SGV NRW 232), gedndert
durch Gesetz vom 9. Mai 2000 (GV.NRW. S. 439/SGV.NRW.2129), in der zum Zeitpunkt des
Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 und 7 BauGB sowie § 1 Abs. 4
BauNVO

1. Art der baulichen Nutzung (gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
sowie §§ 1 bis 15 BauNVO)

WA Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BaunvO)

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

Zulassig sind hier:

1. Wohngebaude,

2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und
Speisewirtschaften sowie nicht stérenden Handwerksbetriebe,

3. Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke.

Ausnahmsweise zuléssig sind hier:

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

2. sonstige nicht stdrende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen fiir Verwaltungen,

Nicht zuldssig sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen:

4. Gartenbaubetriebe,

5. Tankstellen

Mi Mischgebiet [MI (1) + MI (2)] (s 6 BaunvO)

Mischgebiete dienen vorwiegend dem Wohnen und der Unterbringung von
Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich storen.

Mi (1) Mischgebietsbereich mit dem Schwerpunkt Wohnen

Mischgebiete mit dem Schwerpunkt Wohnen MI(1) dienen dem Wohnen
und ausnahmsweise der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das
Wohnen nicht wesentlich stéren.

Zulassig sind hier:

1. Wohngebaude,

2. Geschafts- und Blrogebaude,

3. Einzelhandels- und Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des
Beherbergungsgewerbes,

5. Anlagen fir Verwaltungen sowie fiir kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise zulassig sind die nach § 6 Abs. 2, 4. BauNVO
zulassigen Nutzungen:
4. Sonstige Gewerbebetriebe,

Nicht zuldssig sind die nach § 6 Abs. 2, 6. bis 8. und Abs. 3 BauNVO
zulassigen Nutzungen

6. Gartenbaubetriebe,

7. Tankstellen,

8. Vergnligungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2.

MI (2) Mischgebietsbereich mit dem Schwerpunkt Gewerbe

Mischgebiete mit dem Schwerpunkt Gewerbe Ml (2) dienen der
Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich
storen und ausnahmsweise dem Wohnen.

Zulassig sind hier:

2. Geschéfts- und Biirogebaude,

3. Einzelhandels- und Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des
Beherbergungsgewerbes,

4. Sonstige Gewerbebetriebe,

5. Anlagen fiir Verwaltungen sowie fiir kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke,

6. Gartenbaubetriebe,

7. Tankstellen,

8. Vergnligungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2.

Ausnahmsweise zulassig sind die nach § 6 Abs. 2, 1. BauNVO
zulassigen Nutzungen:
1. Wohngebaude.

2. vereinfachte Anderung

MK Kerngebiet (§ 7 BauNVO)

Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie
der zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur.

Zulassig sind

1. Geschéfts-, Biro- und Verwaltungsgebaude,

2. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des
Beherbergungsgewerbes und Vergnigungsstatten,

sonstige nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe,

Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke,

Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhausern und GroRgaragen,
Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber
und Betriebsleiter im Bereich des Kerngebiets entlang der Lendringser
HauptstralRe nur oberhalb des Erdgeschosses,

sonstige Wohnungen im Bereich des Kerngebiets entlang der Lendringser
HauptstraBe nur oberhalb des Erdgeschosses.

AW

IS

N

Ausnahm koénnen zugel 1 werden
1. Tankstellen, die nicht unter Absatz 2 Nr. 5 fallen,
2. Wohnungen, die nicht unter Absatz 2 Nr. 6 und 7 fallen.

Unzulassig sind gem. § 1 Abs. 5i.V.m. Abs. 9 BauNVO:

Wettbliros, Spielhallen und &hnliche Unternehmungen gem. § 33 i GewO, Betriebe
mit Sexdarbietungen gem. § 33 a GewO sowie Betriebe mit Vorfiihrung von Sex-
oder pornographischen Filmen als Nutzungsunterart von Vergniigungsstatten.

GE Gewerbegebiet (§ 8 BaunvO)
Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich

belastigenden Gewerbebetrieben.

Zulassig sind hier:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und o6ffentliche
Betriebe,

2. Geschéfts-, Biro- und Verwaltungsgebaude,

4. Anlagen fiir sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden

1. Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet
und ihm gegentiber in Grundflache und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

3. Vergnligungsstatten.

Nicht zuldssig sind die nach § 8 Abs. 2, 3. BauNVO zulédssigen Nutzungen
2. Tankstellen.

§§ 16 bis 21a BauNVO)

Grund- und Geschossflachenzahl

z.B.0,4

GRZ

GFZ als Héchstmaly

Zahl der Vollgeschosse
zB. |l maximal zwei Vollgeschosse sind zuléssig

Hohe der baulichen Anlagen

z.B. Hmax:
167,00 m .NN Die maximale Héhe der baulichen Anlagen (einschliesslich Werbeanlagen)
darf 167,00 m (.NN nicht Gberschreiten.
Uberschreitungen der festgesetzten Héhe der baulichen Anlagen von
untergeordneten Gebaudeteilen um bis zu 2,00 m (Aufzugschachte,
Antennenanlagen, usw.) sind gemafi § 31 Abs. 1 BauGB zulassig.
z.B. Die maximale Firsthohe der baulichen Anlagen darf 165,5 m (i.NN
FH max. nicht Giberschreiten.
165,5 G. NN

3. Bauweise, liberbaubare Grundstiicksflachen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB,
i. V. mit § 22 und § 23 BauNVO)

(e} offene Bauweise

g(a) geschlossene Bauweise,
abweichend hiervon ist der Bau einer Schallschutzanlage - auch als
Verbindung einzelner Gebaude - zulassig, um den erforderlichen
Schallschutz zum angrenzend geplanten allgemeinen Wohngebiet zu
gewahrleisten.

A
A\

nur Einzelhauser zuldssig, Gebaudelange max. 18,00 m

nur Einzel- und Doppelhauser zuldssig, Gebaudelange max. 24,00 m

Uberbaubare Grundstiicksflichen

memmemmemmeme  Baugrenzen

Nicht iiberbaubare Grundstiicksflichen

Uberschreitungen der iiberbaubaren Grundstiicksflichen um bis zu 1,0 m durch Vortreten von
Gebaudeteilen sind zulassig. In allgemeinen Wohngebieten sind Nebenanlagen und Einrichtungen
geman § 14 Abs. 1 BauNVO auf den nicht Gberbaubaren Grundstlicksflachen unzulassig.
Ausgenommen davon sind genehmigungsfreie Anlagen auf den von der 6ffentlichen
Verkehrsflache abgewandten, hinteren Grundstticksflachen bis zu einem Gesamtvolumen

von 30 m® Rauminhalt gemaR § 65 Abs. 1 Ziff. 1 BauO NW. Im festgesetzten Uberflutungsgebiet
sind diese Anlagen grundsatzlich unzuléssig.

Die der Versorgung dienenden Nebenanlagen sind gemaf § 14 Abs. 2 BauNVO als Ausnahme
zulassig, auch wenn keine besonderen Flachen im Bebauungsplan festgesetzt sind.

Stellpldtze und Garagen (gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB sowie § 12 BauNVO)

In allgemeinen Wohngebieten dirfen Stellplatze und Garagen ausnahmsweise die
iberbaubaren Grundstiicksflachen um bis zu 2,0 m (iberschreiten.

In allgemeinen Wohngebieten ist vor Garagen eine Flache in einer Tiefe von 5,00 m bis zur
offentlichen Verkehrsflache freizuhalten.

4. Verkehrsflachen (gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

L
|

— Stralenbegrenzungslinie
z.B. StraRenbegleitgriin
z.B. FuRweg
z.B. Fahrbahn

Verkehrsfldche unverbindliche
Flachenaufteilung

z.B. HaupterschlieBung im
Separationsprinzip

L StraRenbegrenzungslinie

m Verkehrsberuhigter Bereich

F+R FuR- und Radweg

FuB- und Radweg mit besonderer Zweckbestimmung, dient zusatzlich der
ErschlieBung der festgesetzten Flachen fiir die Landwirtschaft und steht
Fahrzeugen, die zu Wartungszwecken den Bereich der FuRgéangerbriicke

erreichen miissen, zur Verfliigung.

F+R(1)

5. Flachen fiir die Abfallentsorgung (geman § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

A

Flache fiir Containerstandort

6. Griinflachen (gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

@)

Offentliche Griinflache
Private Griinflache
"Kinderspielplatz"

"Ballspiel- und Skaterflache"

"Sportplatzanlage"

7. Flachen fiir den Hochwasserschutz (gem. §9 Abs. 1 Nr. 16
und Abs. 6 BauGB)

©

Uberflutungsgebiet (HQ 100-Linie gem. Planfeststellungsbeschluss)

8. Flachen fiir die Landwirtschaft (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18 a BauGB)

[

Flache fir Landwirtschaft

Natur und Landschaft und Flachen zum Anpflanzen von
Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(geman § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

8 © 000 8 Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen

O Ol Bepflanzungen (gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a und Abs. 6 BauGB)
OO0 00 00

Flachen mit Bindung fiir Bepflanzung und fiir die Erhaltung von Baumen,
e| Stréuchern und sonstigen Bepflanzungen (gemén § 9 Abs. 1 Nr. 25
Buchstabe b und Abs. 6 BauGB)

Erhalt vorhandener Baume

Fur die Anpflanzung von Baumen und Strauchern auf 6ffentlichen Flachen und zur
Umrahmung privater Flachen sind standortgerechte heimische Gehdlzarten geman der
nachfolgenden Pflanzliste zu verwenden.

Pflanzenliste:

Stréucher:

Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Haselnuss Corylus avellana

Zweigriffliger Weidorn Crataegus laevigata
Eingriffliger Weildorn Crataegus monogyna
Pfaffenhiitchen Euonymus europaeus
Stechpalme llex aquifolium

Liguster Ligustrum vulgare

Heckenkirsche Lonicera xylosteum

Schlehe Prunus spinosa

Kreuzdorn Rhamnus catharticus

Feldrose Rosa arvensis

Hundsrose Rosa canina

Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Besenginster Cytisus scoparius

Gemeiner Schneeball Viburnum opulus

Béume:

Feldahorn Acer campestre

Spitzahorn Acer platanoides

Bergahorn Acer pseudoplatanus

Hangebirke Betula pendula

Hainbuche Carpinus betulus H
Rotbuche Fagus sylvatica

Esche Fraxinus excelsior

Wacholder Junipercus communis
Vogelkirsche Prunus avium

Traubenkirsche Prunus padus

Stieleiche Quercus robur

Eberesche Sorbus aucuparia

Mehlbeere Sorbus aria Schwarzer

Eibe Taxus baccata H
Winterlinde Tilia cordata

H
H

H
H

H = fiir Schnitthecken geeignet

10. Flachen mit Leitungsrechten zugunsten Dritter
(gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Flachen, die mit Leitungsrechten zugunsten der betroffenen
Grundstlickseigentiimer sowie der &ffentlichen Ver- und Entsorgungstrager
belastet sind.

s |

Flachen, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der betroffenen
Grundstlickseigentiimer sowie der &ffentlichen Ver- und Entsorgungstrager
belastet sind.

11. Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen (gemar § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Flachen fiir LarmschutzmaRnahmen, Unterbrechungen der
Larmschutzanlage (z.B. fir Ein- und Ausfahrten) sind zulassig,
wenn der erforderliche Schallschutz nachgewiesen wird.

Schallimmissionen

Passive SchallschutzmaRnahmen, indem bei Geb&uden fiir nach Westen
orientierte Fenster von Wohn- und Aufenthaltsraumen ein erforderliches,
resultierendes, bewertetes Schallddmm-MaR von erf. R'w,res mindestens
30 dB bzw. 35 dB einzuhalten ist.

z.B. >35dB

Immissionen durch die Hochspannungsfreileitung

Zwischen den zukiinftigen Eigentimern und der RWE Transportnetz Strom GmbH muss vor
Durchfiihrung des Bauvorhabens eine Vereinbarung getroffen werden, in der mit Riicksicht auf
die bestehende Dienstbarkeit die technischen und rechtlichen Einzelheiten geregelt werden. Des
Weiteren betragt die Gebdudehdhe in diesem Bereich maximal 168,00 m {i.NN.

12. Flachen, deren Boden erheblich mit umweltgefahrdenden
Stoffen belastet sind (gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

Kennzeichnung von Altlastenverdachtsflachen. Im Falle der
Nutzungsénderung oder baulicher Anderungen im Bereich der
gekennzeichneten Flachen ist der Markische Kreis als Abfallwirtschafts- /
Wasser- und untere Bodenschutzbehdrde zur Vermeidung von
Umweltgefahren zu beteiligen.

13. Grenze des rauml. Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(geman § 9 Abs. 7BauGB)

Ilill Grenze des rauml. Geltungsbereichs des Bebauungsplans
L == J

14. Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
(gemaR § 1 Abs. 4 und §16 Abs. 5 BauNVO)

*—8—e—e-e-ee— \phgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Nachrichtliche Ubernahmen / Sonstige Darstellungen

Hochspannungsfreileitung
mit Schutzzone

bestehender Einzelbaum
Bdschungen

Flurstiicksgrenzen

|:|:I Gebaudebestand
m Abriss
% z.B. Bachlauf
Hinweise
Bodenaushub

Nicht verunreinigter Bodenaushub ist moglichst im Bereich des Bebauungsplangebietes einer
geeigneten Wiederverwertung zuzufiihren, z. B. als Fillmaterial fir den Schallschutzwall
innerhalb der &ffentlichen Griinflache mit Zweckbestimmung Sportanlage.

Bodendenkméler

Bei Bodeneingriffen im Bebauungsplangebiet kdnnen Bodendenkmaler (kultur- und/oder
naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Grében, Einzelfunde, aber auch
Veranderungen und Verfarbungen in der natlrlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und Spalten,
aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit)
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmaler ist der Stadt Menden, der Unteren
Denkmalbehdrde und/oder dem Westféalischem Museum fiir Archéologie/Amt fiir
Bodendenkmalpflege, AuRenstelle Olpe (Tel.: 02761/9375-0, Fax: 02761/2466) unverziglich
anzuzeigen. lhre Lage im Gelénde darf nicht veréandert werden und die Entdeckungsstétte ist
mindestens drei Werktage in unverandertem Zustand zu erhalten (§ 15 und 16 DSchG NRW -
Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehdrden freigegeben
wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen,
auszuwerten und fiir wissenschaftliche Erforschung bis zu sechs Monaten in Besitz zu nehmen
(§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).

Innerhalb des mit einer Grunddienstbarkeit zugunsten des Tréagers der Freileitung versehenen
Bereiches ist der Beginn samtlicher Bauarbeiten im Voraus der RWE Transportnetz Strom
GmbH anzuzeigen, damit eine Einweisung in die erforderlichen Sicherheitsmanahmen zum
Schutz der Freileitung erfolgen kann.

Immissionen durch Landwirtschaft
Hervorgerufen durch die landwirtschaftliche Nutzung kann es in den angrenzenden Bereichen zu
moglichen, zeitlich begrenzten Belastungen durch Larm, Geruch und Staub kommen.

Hohe Grundwassersténde
Bei der Ausfiihrung von BaumafRnahmen sind die hohen Grundwasserstande im Plangebiet zu
beriicksichtigen (z.B. durch Wannengriindungen oder den Verzicht auf eine Unterkellerung).

Gestaltungsvorschriften

Nachrichtlicher Auszug aus dem Entwurf der Satzung der Stadt Menden (Sauerland) (iber

- die duRere Gestaltung baulicher Anlagen,

- die Gestaltung, Begriinung und Bepflanzung der Gemeinschaftsanlagen, der Lagerplatze, der
Stellplatze, der Standplatze fiir Abfallbehalter, der unbebauten Flachen der bebauten
Grundstticke, die Begriinung baulicher Anlagen sowie

- die Gestaltung von Werbeanlagen

fiir die Neubebauung innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
Nr. 152 "Ehemaliges Eisenwerk" in Lendringsen

Fir den Geltungsbereich des Bebauungsplans wird eine eigenstandige Gestaltungssatzung
nach § 86 (1) Nr. 1, 4 und 6 BauO NW erlassen.

§ 2 Fassaden

(1) Doppelhauser
Doppelhauser sind jeweils beziiglich der Fassadenmaterialien und -farben sowie der
Drempelhdhe einheitlich zu gestalten.

(2) Fassadenoberflachen
Fassadenoberflachen im Allgemeinen Wohngebiet (WA) und im Mischgebiet mit dem
Schwerpunkt Wohnen (MI(1)) sind nur in hellem Putz oder Verblendmauerwerk, Holz oder in
Glas auszufiihren. Fiir Fassadenflachen untergeordneter Bauteile, Staffelgeschosse oder fiir
solarenergetische Malnahmen sind Abweichungen mdglich.

§ 3 Décher

(1) Doppelhauser
Doppelhauser sind jeweils beziiglich der Dachmaterialien und -farben, der Dachneigung, der
Dachaufbauten (Dachgauben), der Dacheinschnitte, der Zwerchhéuser-/giebel sowie der
Ausbildung der Traufe und des Firstes einheitlich zu gestalten.

(2) Kniestécke (Drempel)
Kniestdcke (Drempel) sind bis zu einer Hohe von 0,75 m zuldssig, gemessen an dér
AuRenseite der AuRenwand von Oberkante Rohdecke bis Oberkante Sparren.

Dachform/-neigung

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind ausschlieBlich geneigt chflachen

- mit Ausnahme von Nebenanlagen und Garagen - mit einer Neigung von15°bis 45° zulassig.

Dachdeckung

(3)

4)

|1. Anderung der Gestaltungssatzung

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind geneigte Dacher von Gebauden (Neigung groRer 10°) nur
einheitlich farbig (nicht changierend) mit einer Eindeckung aus nicht glanzenden, unglasierten und blendfreien
Dachpfannen in rot, rotbraun, anthrazit oder schwarz auszubilden. Ausgenommen hiervon sind Flachen, die fiir
eine solarenergetische Nutzung erforderlich sind (Solar- und Fotovoltaikzellen).

(5) Dachaufbauten, -einschnitte, -flichenfenster und Zwerchhauser/-giebel

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind Dachaufbauten (Dachgauben),
Dacheinschnitte, Dachflachenfenster und Zwerchhauser/Zwerchgiebel in ihrer Summe bis
maximal 2/3 der Firstidnge eines Gebaudes zulassig. Sie missen einen Mindestabstand von
2,00 m zum Ortgang aufweisen. Bei Doppelhdusern werden hierbei beide Doppelhaushalften
als ein Gebaude gerechnet. Die vertikalen AuRenflachen von Dachaufbauten (Dachgauben)
sind entsprechend dem am Gebaude liberwiegenden Fassadenmaterial auszufiihren oder
farblich auf die Dachflache abzustimmen. Dartiber hinaus kénnen Dachaufbauten auch mit
einer Zinkblechverkleidung/Zinkeindeckung ausgefiihrt werden. Die Dachflache unterhalb von
Dachaufbauten oder Dachflachenfenstern darf das MaR von 1,00 m nicht unterschreiten.

§ 4 Einfriedungen

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind Einfriedungen der privaten Grundstlicke zu
offentlichen Verkehrsflachen nur bis zu einer Hohe von 0,80 m und in Form von Hecken zuléssig.
Dabei sollten standortgerechte, einheimische Laubgehdlze bevorzugt verwendet werden.

§ 5 Nicht liberbaute Grundstiicksflichen

(1) Nicht (iberbaute Flache der bebauten Grundstiicke
Die nicht iberbauten Flachen der bebauten Grundstiicke sind in allen Bereichen
wasseraufnahmeféhig zu belassen bzw. herzustellen, zu begriinen und dauerhaft zu
unterhalten.

(2) Vorgarten
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) diirfen Vorgarten (Flache zwischen der
iberbaubaren Grundstticksflache und der dffentlichen Verkehrsflache) nicht als Abstell- oder
als Lagerplatz hergerichtet oder benutzt werden.

§ 6 Stellplatze und Garagen und deren Zufahrten auf Privatgrundstiicken

(1) Stellplatze, deren Zufahrten, Garagenzufahrten sowie Zuwegungen

Stellplatze im Sinne des § 2 Abs. 8 BauO NW, deren Zufahrten, Garagenzufahrten sowie
Zuwegungen sind in ihrem Aufbau so auszubilden, dass das auf diesen Flachen anfallende
Niederschlagswasser mdglichst ungehindert in den Untergrund gelangen kann. Befestigungen,
die die Wasserdurchlassigkeit wesentlich beschranken, sind nur zulassig, soweit deren
Zweckbestimmung dieses erfordert. Die flachenméaRige Dimensionierung der
Grundstlickszufahrten ist moglichst gering zu halten und den jeweiligen Erfordernissen
anzupassen.

Begriinung

An offentliche Verkehrs- oder Griinflachen angrenzende Seiten- oder Riickwéande von
Garagen sind mit geeigneten selbstklimmenden Pflanzen zu begriinen.

B

§ 7 Standplatze fiir Abfallbehélter

Standplatze fiir Abfallbehalter bzw. Abfallsammelstellen sind, soweit sie von &ffentlichen
Verkehrs- oder Griinflachen einsehbar sind, mit einem Sichtschutz in Form von Rankgeristen
mit geeigneter Berankung, Hecken oder Holzwéanden auszufiihren.

§ 8 Werbeanlagen
(1) Werbeanlagen sind in ihren GréRenverhéltnissen und ihrer Gestaltung den

Gebaudeproportionen unterzuordnen.

(2) Mehrere Werbeanlagen sind an den Ansichtsseiten eines Gebaudes jeweils zu einer
gestalterischen Einheit zusammenzufassen.
(3) Unzulassige Anlagen sind:

1. Werbeanlagen mit wechselndem Licht; hierzu gehdren insbesondere:

a) Anlagen, bei denen der Wechsel durch vélliges Ein- und Ausschalten des Stromes in
wiederkehrenden Phasen entsteht (Blinklichtanlagen),

b) Anlagen, bei denen sich leuchtende Flachen, Linien, Schriften oder Ahnliches in
Helligkeit oder Farbe ununterbrochen, langsam und mit weichen Ubergéngen veréndern
(Wechsellichtanlagen),

c) Anlagen, bei denen Lichtquellen sich so verandern, dass der Eindruck von laufender
Schrift, bewegten Figuren oder Zeichen oder von Ahnlichem entsteht (Lauflichtanlagen)

d) Projektoren und Monitore aller Art,

e) angestrahlte Werbeanlagen, wenn die Lichtquellen bewegt oder ihrer Helligkeit
wechselt,

f) Anlagen mit der Méglichkeit bildwechselnder Motive (Wendeanlagen) und

g) Kombinationen der genannten Anlagen.

2. Werbeanlagen mit beweglichen Elementen, die als Trager von Lichtquellen dienen,

3. selbstleuchtende Flachtransparente; hiervon ausgenommen sind Leuchtschriften oder
Werbeanlagen ahnlicher Bauart mit einer Wirkung wie Leuchtschriften,

4. farbliche Rahmungen von Schaufensterflachen sowie das Gliedern oder flachige Abdecken
von Schaufensterflachen oder Fassadenflachen durch Folienbeklebung, Plakatierung,
Anstrich oder Ahnliches,

5. Freistehende Werbeanlagen, die die angrenzende Bebauung um mehr als 2,00 m
tiberragen,

6. Werbeanlagen auf Gebauden, die das Gebaude um mehr als 2,00 m tberragen.

(4) Zu den seitlichen Gebaudegrenzen ist ein Mindestabstand von 1 m einzuhalten.
(5) Werbeanlagen und Warenautomaten im 6ffentlichen Raum sind unzulassig.

§ 9 Abweichungen
Von den vorstehenden Gestaltungsvorschriften kdnnen gemaR § 73 Abs. 1 BauO NW
Abweichungen im Einvernehmen mit der Gemeinde von der Bauaufsichtsbehdrde zugelassen

werden, wenn das Gesamtbild nicht beeintréchtigt wird. Abweichungen, insbesondere von den §§ 5
bis 7, kdnnen im Einzelfall unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden.

Es gilt die BauNVO 90
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1. Änderung der Gestaltungssatzung
Textfeld
Dachdeckung

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind geneigte Dächer von Gebäuden (Neigung größer 10°) nur einheitlich farbig (nicht changierend) mit einer Eindeckung aus nicht glänzenden, unglasierten und blendfreien Dachpfannen in rot, rotbraun, anthrazit oder schwarz auszubilden. Ausgenommen hiervon sind Flächen, die für eine solarenergetische Nutzung erforderlich sind (Solar- und Fotovoltaikzellen).

2. vereinf. Änderung
Textfeld

Kerngebiet (§ 7 BauNVO)
Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur.

Zulässig sind
1. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
2. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des  
    Beherbergungsgewerbes und Vergnügungsstätten,
3. sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe,
4. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
    Zwecke,
5. Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen,
6. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
    und Betriebsleiter im Bereich des Kerngebiets entlang der Lendringser 
    Hauptstraße nur oberhalb des Erdgeschosses,
7. sonstige Wohnungen im Bereich des Kerngebiets entlang der Lendringser 
    Hauptstraße nur oberhalb des Erdgeschosses.

Ausnahmsweise können zugelassen werden
1. Tankstellen, die nicht unter Absatz 2 Nr. 5 fallen,
2. Wohnungen, die nicht unter Absatz 2 Nr. 6 und 7 fallen.

Unzulässig sind gem. § 1 Abs. 5 i.V.m. Abs. 9 BauNVO:
Wettbüros, Spielhallen und ähnliche Unternehmungen gem. § 33 i GewO, Betriebe mit Sexdarbietungen gem. § 33 a GewO sowie Betriebe mit Vorführung von Sex- oder pornographischen Filmen als Nutzungsunterart von Vergnügungsstätten.
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